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Die Weltwirtschaftskrise und ihr politischer Auftrag – Rainer Bartel

1. Krise und Konsequenzen

„Die Angst geht wieder um im Land. Angst, den Arbeitsplatz zu ver-
lieren und so rasch keinen neuen zu fi nden. Angst, die Kreditrate 
nicht mehr zahlen zu können, weil die Arbeitslose bestenfalls für 
die Miete, für das Auto, für Essen und Kleidung reicht. Angst vor 
allem auch, weil viele Menschen Vergleichbares noch nie erlebt 
haben. Sie hatten folglich auch nie Gelegenheit zu lernen, mit so 
einer Situation umzugehen – weder emotional noch praktisch. (...) 
Noch im Herbst, als die US-Institution Lehman Brothers krachte, 
schien die Krise von Europa aus gesehen unendlich weit weg. 
Das hat sich innert kürzester Zeit komplett verändert. Kurzarbeit, 
Kündigungen und Produktionsstilllegungen stehen auch hierzu-
lande fast schon täglich auf dem Menüzettel.“1 Tatsächlich ist die 
Weltwirtschaftskrise der Zwischenkriegszeit größenmäßig unser 
einziger Vergleichsmaßstab – abseits von Kriegszeiten und -fol-

gen (Abb. 1 und 2). Man bemüht sich, immer wieder zu betonen, 
dass der Vergleich unzutreffend sei, da doch die Regierungen 
heute anders reagierten als damals. Doch die Parallelen der Ent-
stehungsmuster größerer Krisen sind unheimlich.2  

Um einfach zur wissenschaftlichen und politischen Tagesordnung 
zurückzukehren, sind die wesentlichen Voraussetzungen für die 
Krise und ihr erneutes Auftreten zu krass: 

eine Wirtschafts-
krise ohne ihres-
gleichen seit den 

1930ern

Krise droht 
wiederzukehren
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• der globalisierte Finanzmarkt mit seiner Aufblähung und Ner-
vosität, Undurchsichtigkeit und Machtfülle (Beherrschung auch 
der Realwirtschaft), Flüchtigkeit und Spurenarmut, Spekulati-
onsgier, Finanzierungsunzulänglichkeit und chaosähnlichen Zu-
sammenbruchsgefahr, 

• die aufklaffende Schere der Verteilungsungleichheit (einerseits 
Vermögensanhäufung als Spekulationsmasse, andererseits 
Einkommensschwäche, Zahlungsunfähigkeit und Güternachfra-
gemangel – auch zu Lasten der Gewinne und Kapitalrenditen), 

• die weltweite Verschlechterung der Arbeitsmarkt- und Arbeits-, 
Ressourcen- und Umweltbedingungen (mit entsprechenden 
Auswirkungen auf die Lebensqualität), 

• die hohen Zahlungsbilanz-Ungleichgewichte (ein Abbild der un-
gleichen internationalen Leistungs- und Vermögensbeziehun-
gen), 

• der Rückzug des Staates in Wirtschaftsbelangen bzw. ein un-
geeigneter Ansatz staatlicher Wirtschaftspolitik.3  „Der Neolibe-
ralismus hat Betriebe, Politik und Medien ins Schlepptau der Fi-
nanzmärkte genommen.“4  

Unter Arbeitslosigkeit leiden die Menschen sowohl materiell als 
auch seelisch. „Arbeit ist das halbe Leben! – Was ist dann ein 
Leben ohne Arbeit?“ (das Motto einer Enquete der Arbeitslosen-
stiftung in Linz) ist die berechtigte Frage in einer Wettbewerbs- 
und Leistungsgesellschaft, die den Einzelmenschen für seinen 
wirtschaftlichen Erfolg allein verantwortlich macht und ihm oder 
ihr demgemäß einen Platz in der Gesellschaft zuweist. Arbeitslo-

Krisenfaktoren
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sigkeit diskriminiert dreifach: durch Einkommensarmut, Krankheit 
(verfrühten Tod) und gesellschaftliche Isolation (dabei wirken sich 
formelle soziale Umweltkontakte der Eltern statistisch zuverläs-
sig sogar auf Schulerfolge – und Lebensaussichten – ihrer Kinder 
aus).5 Das gesamtwirtschaftlich unmittelbar Schädlichste ist in der 
gegenwärtigen Krise der seit 75 Jahren beispiellose Vertrauens-
schwund mit seinem wesentlichen Einfl uss auf Investitionen realer 
und fi nanzieller Natur.6 Laut einer Umfrage der Gewerkschaftsju-
gend in den oberösterreichischen ÖGJ-Jugendzentren bangen 
81 % der SchülerInnen um einen Lehrplatz und 40 % der Lehrlin-
ge um ihren Job.7 Immerhin gehören oberösterreichische Bezirke 
laut AMS stark überproportional zu jenen, die die höchsten und 
zweithöchsten Zuwachsraten an Arbeitslosigkeit erleiden müssen 
(mehr als 59 bzw. mehr als 80 und bis zu 118 %). Oberösterreich 
ist als Export-, Industrie(-zuliefer)- und Agrarland besonders kri-
sengeschüttelt  (Abb. 3). 

Immerhin sind wirtschaftspolitische Pakete zur Stabilisierung von 
Wirtschaft und Beschäftigung auf möglichst hohem Niveau in 
weiten Teilen der weiter entwickelten Welt eine Konsequenz der 
überaus misslichen Lageentwicklung, wobei Österreich (Abb. 4) 
für seine relative Zurückhaltung von der OECD kritisiert wird.8 Ein 
Grund für die generell nie zuvor gekannte Expansivität ist die Be-
drohung durch ein politisches Abrutschen nach rechts („Das ist die 
Stunde der Demagogen“).9 Doch fragt sich, ob die Pakete rasch 
genug kamen, um die wesentliche Verbreitung des Pessimismus 
zu unterlaufen, und ob sie angesichts dessen nun groß genug 
sind, um noch merklich zu wirken. 

Die Weltwirtschaftskrise und ihr politischer Auftrag – Rainer Bartel
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Gerade wenn es bereits erste Statements, Proteste und Kampa-
gnen gegen eine entschiedene Stabilisierung der Konjunktur mit-
tels Budget- und Geldpolitik gibt, erheben sich die Schuldfrage 
und die sogenannte Inzidenzfrage: Wer waren die Verursache-
rInnen der Krise? Wer sind ihre Leidtragenden, wer werden die 
Finanzierer/-innen der Krisenbekämpfung sein?10 Es muss also 
um Verursachung und Verteilung gehen – allein schon aus Fair-
ness. Daran knüpft sich dann die Herausforderung, die Übel an 
den Wurzeln statt an den Symptomen zu kurieren. Liberalisierung 
und Zurückdrängung des Staatseinfl usses sind die systemischen 
Hauptursachen, neoliberale Theorien und Politiken die Haupt-
schuldigen, SparerInnen und SteuerzahlerInnen, KurzarbeiterIn-
nen und Arbeitslose die Opfer. 

Angesichts der überwältigenden Schadens- und ihrer Umvertei-
lungswirkungen ist die Vermeidung künftiger Krisen eigentlich un-
abdingbar. Dafür werden gemeinhin drei Ansätze debattiert: ers-
tens, im einen Extrem, das bisherige neoliberale Konzept noch 
konsequenter umzusetzen und stärker auf die Problemlösungsfä-
higkeit der Märkte zu vertrauen; zweitens, im anderen Extrem, von 
Wachstumsorientierung, Finanzbusiness und Grundprinzip Markt 
abzugehen; drittens, als gemäßigter Ansatz, das bisher verfügba-
re wirtschaftspolitische Instrumentarium mit anderer – stärker so-
lidarischer, volks- und gemeinwirtschaftlicher – Orientierung ein-
zusetzen. Ich plädiere für die dritte, die mittlere Lösung, weil ich 
mir nicht vorstellen kann, dass die Extreme leidlich funktionieren 
könnten.11  

Die Weltwirtschaftskrise und ihr politischer Auftrag – Rainer Bartel
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2. Im Dutzend billiger, zweckmäßiger und wirksamer 

Bleiben wir also bei unserem vorhandenen wirtschaftspolitischen 
Instrumentarium, setzen wir es allerdings anders ein, als es im 
neoliberalen Zeitalter der Fall war und ist.12 So wäre der politische 
Auftrag zu interpretieren, der sich aus der Krise ableitet. 

2.1 Gesellschaftliche Verantwortung: Unternehmenskalkül 
   oder politische Entscheidung?

 „Alle Unternehmen müssen anerkennen, dass sie die Verantwor-
tung haben, Menschenrechte zu respektieren.“ Aber: „Viele Unter-
nehmen kalkulieren Betriebsstörungen nicht ein, sondern schau-
en nur auf ihren Börsenwert. Das ist töricht. Prävention ist oft 
viel günstiger als die Heilung.“13 John Ruggie, Harvard-Lehrbe-
auftragter und UNO-Sonderbeauftragter für Menschenrechte und 
Transnationale Unternehmen, meint damit, dass Unternehmen die 
Kosten nicht einkalkulieren, die ihnen entstehen, wenn sich Beleg-
schaft und Gewerkschaft solidarisch erfolgreich gegen ihre Ent-
rechtung wehren. Aus seiner Aussage lässt sich auch erkennen, 
dass die Beachtung der legitimen Interessen der Beschäftigten 
und Dritter an Gütern wie Rechtsgenuss, Fairness und Nachhal-
tigkeit meist nicht seitens der KonsumentInnen durchgesetzt wird 
oder werden kann. 

Die Wahrnehmung gesellschaftlicher Verantwortung (Corporate 
Social Responsibility – CSR) rechnet sich betriebswirtschaftlich 
offenbar nur in gesellschaftlich unwesentlichem Ausmaß und kann 
somit zur Lösung der großen Probleme der Wirtschaft und Gesell-
schaft nicht eingesetzt werden. Das Problem der Entrechtung und 
„Entmächtigung“ ("disempowerment") von ArbeitnehmerInnen, 
KonsumentInnen und Umwelt(-nützerInnen) ist ganz offensichtlich 
ein Koordinationsproblem, das der Markt nicht löst (Marktversa-
gen durch den Gemeinschaftsgutcharakter). Er koordiniert weder 
das CSR-Engagement der Unternehmen (was das Wettbewerbs-
argument gegen CSR entkräften würde) noch die solidarische Ent-
wicklung von Gegenmacht durch die Betroffenen gegen das rei-
ne, kurzfristige und kurzsichtige Profi tstreben der Unternehmen,14 
v. a. der großen, transnationalen Kapitalgesellschaften. Daher ist 
der Einzige, der Gemeinschaftsinteressen auch in diesem Fall ef-
fektiv und effi zient wahrnehmen kann, der hoheitliche Staat. 
Immerhin schätzt John Ruggie die Aussichten darauf einigerma-
ßen hoffnungsvoll ein. „Langfristig (...) denke ich, dass sich die 
Krise positiv auf die Menschenrechte auswirken wird, besonders 

Die Weltwirtschaftskrise und ihr politischer Auftrag – Rainer Bartel
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auf die wirtschaftlichen und sozialen Rechte. Die Krise hat die Re-
gierungen eine wichtige Lektion gelehrt: Es gibt Dinge, die nur 
Regierungen leisten können. Über 30 Jahre war in meinem Land 
(den USA; Anm.) der politische Slogan: Die Regierung ist nicht die 
Lösung, sie ist das Problem. Die Menschen sagen das nun nicht 
mehr. Sie sehen die Regierung zunehmend als Teil der Lösung. 
Das ist eine wichtige Veränderung.“15  

In diesem Licht ist der gesetzliche Ausbau der betrieblichen Mitbe-
stimmung zu fordern – auch bei der Festsetzung der Vorstands-
entgelte, Investitionen und Gewinnverwendung.16 Zudem sollte die 
unverbindliche (Marketing-Gag-artige) Corporate Social Respon-
sibility durch eine verbindliche Corporate Accountability (CorA) 
– entsprechende Aufl agen des Staates betreffend Soziales und 
Umwelt – ersetzt bzw. ergänzt werden. Außerdem müssen sozia-
le Grundrechte prinzipiell über den Regeln des EU-Binnenmark-
tes stehen; das vereinte Europa darf nicht auf dem sozialen Auge 
blind sein. Nicht zuletzt, sondern als Vorreiter soll sich der Staat in 
seiner Beschaffungspolitik zur Einbeziehung gesellschaftlich rele-
vanter Entscheidungskriterien für seine Auftragsvergaben an Un-
ternehmen verpfl ichten.17  
Letztendlich soll wieder jener Unternehmer/Manager ein guter Un-
ternehmer/Manager sein, der (wie in Österreich v. a. bis Anfang 
der 1980er-Jahre) seine MitarbeiterInnen auch in krisenhaften La-
gen weiter beschäftigt. 

2.2 Regulierung als Norm, nicht Ausnahme

Märkte sind im Grund das effi zienteste System zur Produktion und 
Verteilung von Gütern – falls diese „private Güter“ sind (d. h., falls 
man andere effi zient vom Mitgebrauch dieser Güter ausschlie-
ßen kann). Nach neoliberaler Auffassung funktioniere jeder Markt 
ähnlich perfekt, wie dies das Modell des vollkommenen Wettbe-
werbs nahelegt, bzw. könne jeder Markt mittels allgemeiner Wett-
bewerbsordnung zu ähnlichen Ergebnissen veranlasst werden 
wie bei vollkommenem Wettbewerb. Allerdings besagt schon der 
Ordoliberalismus (einer der Grundpfeiler der Sozialen Marktwirt-
schaft), dass es einer Wirtschaftsordnung bedarf, die neben den 
Marktformen sowohl die Produkte als auch das Produzentenver-
halten regeln müsse. Doch selbst unter solchen Voraussetzungen 
ist das Bessere der Feind des Guten, können die Marktergebnis-
se durch spezielle Vorschriften und Verhaltensanreize auf einem 
einzelnen Markt je nach den Eigenheiten des jeweiligen Gutes 
oder Marktes noch verbessert werden. Funktionsfähiger Wettbe-

Die Weltwirtschaftskrise und ihr politischer Auftrag – Rainer Bartel
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werb ergibt sich daher aus keiner einfachen Generallösung (wie 
etwa Liberalisierung). Wettbewerb um des Wettbewerbs oder um 
der Zurückdrängung des Staatseinfl usses willen muss also weder 
eine notwendige noch eine hinreichende Bedingung für die best-
mögliche Funktionsfähigkeit eines Marktes sein. So gibt es Prob-
leme mit zu viel oder zu wenig, unwirksamem oder unerwünscht 
wirkendem Wettbewerb.18 Wenn sich jemand, wie so oft üblich, 
kategorisch gegen (weitgehende) staatliche Interventionen in den 
Marktmechanismus wendet, hat er oder sie die neoliberale Brille 
auf, mit der man die realen Märkte als jene Modellmärkte ansieht, 
die – theoretisch – mittels Liberalisierung und Wettbewerb perfek-
tionierbar sind. Das erfasst aber oft die komplizierte Realität nicht. 
MarktteilnehmerInnen brauchen also konkrete, spezifi sche und ef-
fektive Regeln, um die Vorteile des Marktes erst bestmöglich nüt-
zen zu können. 

Ein ganz spezifi scher Markt ist der Finanzmarkt. Das liegt an der 
leistungsfähigen und rasanten Kommunikationstechnologie und 
(nahezu) uneingeschränkten internationalen Mobilität des Fi-
nanzkapitals, das mit ebensolcher Rasanz und daher mit gerin-
ger Erfass- und Kontrollierbarkeit verschoben werden kann und 
größtenteils auch wird. Gerade deswegen galt er lange Zeit als 
Inbegriff eines effi zienten (auktionsähnlichen) Marktes. Diese 
Auffassung wird schon seit Jahren vor dieser Krise (beginnend 
mit den Finanzkrisen verschiedener Länder und Regionen in den 
1990er-Jahren) immer weniger geteilt. Auch hier setzt sich lang-
sam und unaufhaltsam die Auffassung durch, dass ein Markt kein 
anonymer Automatismus, sondern ein von Menschen betriebenes 
System sei. Unter dem Motto (eigentlich dem Deckmantel) der be-
darfsgerechten Finanzinnovation sind zur – vorgeblichen – Effi zi-
enzsteigerung, Risikostreuung und -absicherung seit den 1980er 
Jahren immer mehr komplizierte Finanzprodukte auf den Markt 
gekommen. Das hat allerdings zu wesentlicher Undurchsichtig-
keit, zu nahezu völliger Regelungslosigkeit und riesigen Kontroll-
freiräumen geführt. Finanzinnovation und Produktdiversifi zierung 
sind zum Fluchtvehikel aus staatlicher Aufsicht und Regulierung 
geworden.19 Das bildete schließlich die Voraussetzungen für ex-
zessiv riskantes Spekulationsverhalten – auch, und nicht zuletzt, 
zu Lasten Dritter.20  

Im Übrigen setzen Finanzinstitute ihre wenig transparenten Ge-
schäfte fort, als ob dadurch keine Krise entstanden wäre.21 Und 
sie dürfen es. Ein Beispiel: „Auf 369 Seiten hat die EU unter dem 
Titel Solvency II ein umfangreiches Regelwerk für die Versiche-
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rungswirtschaft erstellt. Die entscheidenden Bereiche werden 
allerdings nicht berührt. In den Rahmenbedingungen für die As-
sekuranz sollten die wesentlichen Punkte präzisiert werden. Zu 
erwarten wären daher Bestimmungen, die beispielsweise lauten 
könnten: Die Kapitalanlagen müssen mindestens die Kosten der 
Leistungen und der Reservierungen eines Jahres decken. Speku-
lative Kapitalanlagen sind untersagt, Kapitalanlagen sind vorsich-
tig zu bewerten, Prämien sind durch Statistiken zu begründen. Die 
EU betont hingegen ausdrücklich, dass weder die Gemeinschaft 
noch die einzelnen Staaten Vorschriften in diesen vier Bereichen 
erlassen dürfen. Das würde die liberalen Grundsätze der EU ver-
letzen. Die Aufsichtsbehörden werden allerdings zu Übervorstän-
den aufgewertet“,22 was immerhin zu Problemen mit der Mitver-
antwortung führen kann. 

Und damit noch nicht genug. „Ratingagenturen, so eine wichti-
ge Lektion der Krise, sind so wichtig, dass sie unter staatliche 
Aufsicht gestellt werden müssen. Doch die derzeit gängigen Vor-
schläge dazu greifen allesamt zu kurz, schreibt Amadou Sy in ei-
nem Diskussionspapier. Der Ökonom des Internationalen Wäh-
rungsfonds kritisiert vor allem, dass die bisherigen Vorschläge zur 
Regulierung der Branche nur darauf fokussiert seien, die Qualität 
der einzelnen Ratings zu verbessern – durch mehr Transparenz 
und die Beseitigung von Interessenkonfl ikten. Weil dabei die in-
dividuellen Akteure im Zentrum stehen, sprechen Fachleute von 
mikro-zentrierter Regulierung (micro prudential regulation). All 
dies sei zwar richtig und wichtig, betont Sy – aber es reiche längst 
nicht aus. Denn die Krise habe gezeigt, dass die Finanzmärkte 
mehr sind als die Summe ihrer Teile. Daher müssten zusätzlich 
die Interdependenzen und Risiken des Gesamtsystems erfasst 
und überprüft werden.“23 

Allerdings lassen die Bestrebungen der G-20 und der EU erken-
nen, wie wenig sie (auf Drängen v. a. Großbritanniens und zu-
mindest der Bush-USA) an einer effektiven Finanzmarktkontrolle 
– geschweige denn Regulierung – interessiert sind: „Eine Enttäu-
schung auf der ganzen Linie.“ – Ein „Placebo.“ – „Und wenn wir 
weiterhin zulassen, dass Finanzinstitutionen überall auf der Welt 
rücksichts- und verantwortungslos handeln, bleiben wir im Kreis-
lauf von Finanzblasen und deren Zerplatzen gefangen.“24  

Ich verlange daher eine lückenlose Schließung der Erfassungs-, 
Regulierungs- und Kontrollfreiräume (v. a. des Derivat- und au-
ßerbilanziellen Bereichs25), gesetzliche Qualitätsvoraussetzungen 
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für einschlägige ProfessionistInnen (einschließlich Rating-Agen-
turen), faire und rechtssichere Haftungsregeln, staatliche Zulas-
sungsverfahren für Finanzprodukte, Aufwertung der inner- und 
außerbetrieblichen Kontrolleinrichtungen für Finanzunternehmen 
aller Art, notfalls Schließung der Derivatbörsen, Besteuerung von 
Finanzvermögenstransaktionen und realisierten Vermögenszu-
wächsen, stärkere Beschränkung von Gewinnausschüttungen zur 
Stärkung des Eigenkapitals, die Senkung der Eigenkapitalerfor-
dernisse in Finanzkrisen und den Boykott aller Steueroasen für 
Einkommen und Vermögen. 

2.3 Gemeinwirtschaft ernst nehmen und schützen

Neben den erwähnten „privaten Gütern“ gibt es „öffentliche Güter“, 
die Gemeinschaftsinteressen erfüllen (charakterisiert durch Nicht-
ausschließbarkeit vom Mitgebrauch dieser Güter durch Dritte). 
Überdies gibt es private Güter mit privaten und zugleich „externen 
Nutzen“ (für unbeteiligte Dritte). Dadurch erlangen diese privaten 
Güter („meritorische Güter“) auch gesamtwirtschaftliche und ge-
sellschaftliche Bedeutung. Allerdings werden durch den Mecha-
nismus eines Wettbewerbsmarktes die auch für die Allgemeinheit 
erbrachten externen Nutzen ihren BereitstellerInnen nicht entgol-
ten. Dazu ist – aus Effi zienzgründen – der Staat berufen: Er be-
sorgt unmittelbar die „Internalisierung der externen Nutzen“.26  

Auf dieser analytischen Basis lässt sich jeder gemeinwirtschaft-
liche Wirtschaftsbereich (das soziale und gleichmäßige Versor-
gungsmotiv) von der Erwerbswirtschaftlichkeit (vom Gewinnmotiv) 
abgrenzen. Überall, wo Güter mit dem Charakter eines öffentli-
chen Gutes produziert werden und wo gesamtwirtschaftlich und 
gesellschaftlich erhebliche externe Nutzen (analog auch externe 
Kosten) im Spiel sind, die mittels Aufl agen, Subventionen oder 
Gütersteuern nicht effi zient internalisiert werden können, haben 
Privateigentum und Privatbeteiligungen mit Gewinninteressen an 
Versorgungsunternehmen nichts verloren. Sonst hieße es, den 
Auftrag der Gemeinwirtschaft nicht ernst zu nehmen, der Öffent-
lichkeit etwas vorzumachen und die KonsumentInnen mittelbar 
zu übervorteilen.27 Die Produktionsbereiche der Daseinsvorsorge 
(v. a. Energie- und Wasserversorgung, Gesundheit, Bildung, öf-
fentlicher Verkehr) müssen von hinderlichem Gewinndruck (und 
solcherart geschmälerten Investitions- und Preissenkungsmög-
lichkeiten) befreit werden. Aus diesem Blickwinkel ist die ten-
denzielle Wiedervergesellschaftung (erneute Verstaatlichung) 
jener Versorgungsunternehmen zu diskutieren, die (auch) einen 
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gemeinwirtschaftlichen Auftrag haben. Zumindest soll der Staat 
eine qualifi zierte Minderheitsposition als Miteigentümer an Versor-
gungsunternehmen innehaben, um die Strategie wenigstens de-
fensiv mitbestimmen und Schlimmes vermeiden zu können. Es 
besteht allerdings das Problem, dass der Staat dem autonomen 
Vorstand einer AG die Versorgungsstrategie nicht wirksam vor-
schreiben kann. Unter diesem Aspekt wäre qualifi ziertes Mehr-
heits- oder Alleineigentum vorzuziehen. Jedenfalls muss die EU 
präzisieren und sicherstellen, dass alle gemeinwirtschaftlichen 
Aktivitäten in die Kategorien „Dienste von allgemeinem Interes-
se“ und „Dienste von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse“ ein-
gereiht werden und ihnen gegenüber der volle wirtschaftspoliti-
sche Spielraum – abseits sonstiger Liberalisierung – erhalten oder 
wiedergewonnen wird. „Selektive, indirekte Industriepolitik (SIIP)“ 
muss möglich sein.28 

Aus der volkswirtschaftlich zentralen Position, die den Banken 
allein schon durch die jüngsten staatlichen Rettungsaktionen 
zuerkannt wurde, ist abzuleiten, dass Banken eine gemeinwirt-
schaftliche Aufgabenstellung haben. Daher ist vorzuschlagen, 
den Banken die faktisch wertlosen Wertpapiere („giftige Papiere“, 
„Ramschpapiere“) gegen stimmberechtigte Bankaktien zu akzep-
tablen Preisen abzukaufen.29 Wie wichtig Miteigentümerkontrolle 
und strategischer Einfl uss des Staates im Finanzbereich wären, 
zeigen die Unwilligkeit der Banken zur Aufnahme von Staatskre-
diten und Annahme von Staatsbürgschaften sowie ihr Bestreben, 
aus diesen Bindungen möglichst schnell wieder herauszukom-
men. 

2.4 Arbeitsbeziehungen ausgewogen sehen und gestalten

Neoklassische Wachstumsmodelle stellen engsichtig auf die Fi-
nanzierbarkeit von Investitionen ab. So kann man beispielhaft 
lesen, „ein niedriges Lohnwachstum hält die Kapitalrendite auf-
recht“.30 Mehr Erwerbsbeteiligung und Produktion seien über re-
ale Lohnsenkungen zu erreichen und führen letztlich wieder zu 
Lohnsteigerungen. Doch eine Wettbewerbswirtschaft mit einem 
liberalen Arbeitsmarkt macht Arbeit in problematischer Weise zu 
einem Produktionsfaktor wie jeder andere. Nicht die Belastung der 
Arbeit (das jeweilige „Arbeitsleid“), sondern die Qualifi kation (oft 
oberfl ächlich auch bloß formelle Qualifi kation) bestimmt die ver-
gleichsweise Lohnhöhe hauptsächlich. Der Beitrag einer Arbeits-
kraft oder Arbeitsstunde zum Umsatz (und Unternehmenserfolg) 
ist in einer modernen, komplizierten Wirtschaft ohnedies kaum gut 
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feststellbar. Trotz moralischer Appelle oder Lippenbekenntnisse 
der Art „Unsere Belegschaft ist unser wertvollstes Kapital“ wird in 
der Öffentlichkeit jener vorgebliche Sachzwang verankert und je-
nes Klima geschaffen, woraus sich die Auffassung und Forderung 
einer maximalen Flexibilisierung und minimalen Entlohnung erge-
ben. Noch dazu werden solche Auffassungen unter dem ständi-
gen Druck unserer Konkurrenzgesellschaft vielfach auch von den 
Arbeitskräften selbst verinnerlicht. Sie ergeben sich in ihr ver-
meintliches Schicksal. Nicht nur Frustration, sondern psychoso-
matische Erkrankungen und Leistungsbeeinträchtigungen, Ein-
kommensprobleme und überhaupt schlechte Lebensbedingungen 
sind die Folge.31  

Das zeitigt negative Konsequenzen auch für die Wirtschaft (Nach-
frageschwäche, Spekulationsbedrohung, Überforderung, Quali-
tätseinbußen und Arbeitsausfälle) und für die Gesellschaft (Un-
glück ist ansteckend). Nicht zu Unrecht bemerkte Christoph Leitl 
einmal: „Wenn man mit einem Partner eine langfristige Zusam-
menarbeit aufbauen will, muss man auf Empfi ndlichkeiten Rück-
sicht nehmen“, und fordert eine „humane Marktwirtschaft“, damit 
die Menschen die Globalisierung nicht zu fürchten bräuchten.32  
Doch den Worten müssten auch Taten folgen. Auf wissenschaftli-
cher Seite weisen die Theorie der Effi zienzlöhne und die Theorie 
langfristiger Arbeitsverträge auf die Vorzüge hin, die eine höhere 
Entlohnung und festere Bindung der Belegschaft an das Unter-
nehmen für die Wirtschaft haben. Doch in der Praxis überwiegt 
auf breiter Ebene die kurzfristige und kurzsichtige Denkkatego-
rie „Arbeitskostenminimierung“ (teils auch im öffentlichen Dienst). 
Wegen der relativ hohen internationalen Mobilität von Kapital (v. a. 
Finanzkapital) und der in neoliberalen Zeiten hohen Arbeitslosig-
keit und relativen Machtlosigkeit der Arbeitskraft dominiert das 
Kapital das Wirtschafts- und Politikgeschehen. All das zeigt die 
Notwendigkeit und Bedeutung von kollektiver, gewerkschaftlicher 
Organisation der Beschäftigteninteressen – nicht zuletzt als eine 
Facette der gesamtwirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ge-
meinschaftsanliegen. 

Demnach stelle man sich gegen die tendenzielle Entwicklung von 
(tatsächlich unfreiwilliger) Teilzeitarbeit und Leiharbeit zur Norm, 
gegen überzogene und weitere Flexibilisierung des Arbeitsmark-
tes, gegen Prekarisierung der Arbeitsverhältnisse und Lohnmini-
mierung (auch in der Krise) sowie gegen unzumutbare Zumutbar-
keitsbestimmungen bei der Arbeitsannahme und unzumutbare 
Einkommensersatzquoten beim Arbeitslosengeld – wohl gemerkt, 
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aus allgemeinem Interesse. Man muss weg von der generell über-
wiegenden Schuldzuweisung an die Arbeitslosen wegen ihrer Ar-
beitslosigkeit. Man fordere, dass Arbeitslosigkeit weder vernied-
licht noch versteckt wird, sondern zum zentralen Ansatzpunkt 
jedweder Wirtschaftspolitik wird. Denn Arbeitslosigkeit ist Ver-
schwendung von Fähigkeiten und Chancen, Wohlstand und Wohl-
ergehen. 

Das hat sehr viel mit überzogenem Wettbewerb und mit stark un-
gleicher Verteilung von Arbeit, Einkommen, Vermögen und Le-
benschancen zu tun. „Wenn ein Arbeitender wegen wachsender 
Produktivität immer mehr herstellen kann, warum soll er dann im-
mer weniger konsumieren, weniger Freizeit haben, aus seinem 
geminderten Lohn eine private Versicherung eingehen? Warum 
müssen dann die Altersrenten gesenkt werden, die öffentlichen 
Einrichtungen geschlossen werden? Warum kann dann das öf-
fentliche Gesundheitswesen nicht mehr fi nanziert werden? Wenn 
all dies nur deswegen sein muss, weil wir uns dem internationa-
len Wettbewerb stellen müssen, und wenn der Lebensstandard 
in den konkurrierenden Ländern deswegen vermindert werden 
muss, weil sich diese demselben internationalen Wettbewerb stel-
len müssen, brauchen wir dann diesen Wettbewerb? Muss dann 
nicht nach einer politischen Organisation für die internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen gesucht werden? Und wenn das Sys-
tem nur bei hoher Kapitalrentabilität und hoher Armut funktionie-
ren kann, ist dann nicht nach einem System, und sei es auch nur 
nach einem Mischsystem zu suchen, das es uns ermöglicht, die 
gestellte Frage zu lösen? Vor 30 Jahren wurden klarere Debatten 
als jetzt geführt.“33  

2.5 Verteilung pragmatischer behandeln 

Wie man es auch rechnet und welche Einwände dagegen man 
auch berücksichtigt – das Ergebnis bleibt stabil: Der Anteil der Ar-
beitseinkommen ist zu Gunsten der Einkommen aus Besitz und 
Unternehmung in den vergangenen drei Jahrzehnten zurückge-
gangen, und zwar massiv, um mehr als zehn Prozentpunkte des 
Volkseinkommens.34 Dazu kommt, dass durch neoliberale Refor-
men die soziale Sicherheit verringert wurde und man sich privat 
und ungesichert dem Finanzmarkt anvertrauen musste, um die 
Verringerung staatlicher Versicherungsleistungen auszugleichen 
– und dabei in vielen Fällen zu verlieren. Nicht unbedeutend war 
auch die Entwicklung des Steuersystems zum Vorteil von Vermö-
genden, (internationalen) Kapitalgesellschaften, höchsten und 
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höheren (jüngst bis mittleren) Einkommen seit Ende der 1980er- 
Jahre. All das bleibt nicht ohne volkswirtschaftliche und soziale 
Folgen. 

Viele Studien, manche meinen die allermeisten, sehen eine eher 
gleiche Verteilung entweder als nicht wachstumsschädlich oder 
sogar als wachstumsförderlich an. Doch allein diese Meinungsver-
schiedenheit wird in der wissenschaftlichen Gemeinde missach-
tet und schon gar in einer breiteren Öffentlichkeit verschwiegen.35  
Stattdessen wird Ungleichheit entweder als nötige Voraussetzung 
für Leistung und Kreativität, Innovation und Fortschritt propagiert 
oder als leistungsgerechte Verteilung gemäß dem Beitrag des In-
dividuums zur Wertschöpfung gerechtfertigt.36 Dabei wird allzu 
gern „übersehen“, dass Chancengerechtigkeit für den Leistungs-
wettbewerb fehlt, und zwar aufgrund von fehlender Erbschafts-
besteuerung und asymmetrischem Bildungssystem, aber auch 
wegen unterschiedlichen Sozialkapitals (d. h., „Beziehungen“ zu 
haben oder nicht). Das entzieht der Ungleichheit die ökonomische 
Rechtfertigung und die ethische Gerechtigkeitsnote. 

Zudem sind extreme Wohlfahrtsunterschiede der gesellschaftli-
chen Integration – von beiden Seiten her – nicht förderlich: von 
den Starken wie den Schwachen. Das kann seriös nicht mit der 
Floskel „Nur keine Neiddebatte!“ abgetan werden. „Die Soziale 
Marktwirtschaft hat uns gezeigt: Solidarität ist nicht Mitleid. Soli-
darität ist Selbsthilfe. Wenn das Band zwischen Oben und Unten 
Halt gibt, dann kommt Kraft in eine Gesellschaft. Und mit ihr die 
Fähigkeit, auch scheinbar unlösbare Aufgaben zu bewältigen. Das 
ist die Lehre aus unserer Geschichte. Arbeit, Kapital und Nachhal-
tigkeit gehören zusammen. Bei uns. Und überall.“37  

Prinzipiell zu fordern ist eine produktivitätsorientierte Lohnpolitik 
(d. h. ausgerichtet an Infl ations- plus Produktivitätsfortschritts-Ra-
te); sie hält die Einkommensverteilung zwischen Arbeit und Kapital 
auf dem Markt stabil. Darüber hinaus ist ernsthaft zu debattieren 
und wirklich umzusetzen, den langjährig angesammelten, großen 
Rückstand der Arbeitskraft in der Einkommensverteilung wieder 
aufzuholen. Was dabei nicht über den Markt funktioniert, muss 
letztlich wohl durch staatliche Umverteilung ergänzt werden. Wo 
sonst soll die für das allgemeine Wachstum erforderliche Kaufkraft 
herkommen?38 Die ganze Welt kann nicht von Exportüberschüs-
sen leben, solange wir nicht Mond- oder Marsmenschen im Export 
überfl ügeln können. 
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2.6 Steuerstruktur fairer diskutieren und anlegen

Die aktuelle Studie von Monica Prasad und Yingying Deng ist 
nicht die erste, die nach genauerem Hinsehen dem Steuersys-
tem in Europa – mit Ausnahme Großbritanniens – eine geringere 
Progressivität (Umverteilungsintensität von oben nach unten) be-
scheinigt als dem in den USA.39 Zu Recht wird darin zum wieder-
holten Mal festgestellt, dass scheinbar progressive Steuertarife im 
Rahmen aller einschlägigen (Ausnahme-)Bestimmungen nicht un-
bedingt progressiv wirken müssen, sondern auch regressiv aus-
fallen können (in Österreich ist etwa der effektive durchschnittliche 
Einkommensteuersatz kaum höher als der Eingangssteuersatz 
der Einkommensteuer). Dasselbe gilt analog umgekehrt für ein-
heitliche, einkommensunabhängige Tarife, wenn berücksichtigt 
wird, ob Arme oder Reiche von der jeweiligen Steuer betroffen 
sind (eine Mehrwertsteuererhöhung würde in jedem Fall regres-
siv sein, eine Vermögensteuer für wahrhaft Vermögende sicher-
lich progressiv). Immerhin wird dieser umverteilungspolitischen 
Schiefl age der Steuerbestimmungen in Europa weitgehend durch 
eine stärkere sozialstaatliche Ausrichtung entgegengewirkt. Die 
sozialstaatlich betonte Ausgabenseite ist zwar zu begrüßen, doch 
sie rechtfertigt die Unzulänglichkeit auf der Abgabenseite nicht. 
Österreich hat OECD-weit die schwächste Vermögensbesteue-
rung mit einem Aufkommensanteil von 0,55 % 2005 nach 1,12 % 
1980 (OECD 1,92 % 2005), und das im Vergleich zum österrei-
chischen Abgabenaufkommen an Erwerbseinkommen von 29,0 % 
2005 (25,2 % 1980).40  

„Zur Sicherstellung einer gerechten Besteuerung müssen daher 
Einkommensteuern an den fi nanziellen Möglichkeiten der betrof-
fenen steuerpfl ichtigen Personen orientiert sein, im gesamten 
Staatsgebiet für alle die gleiche Geltung haben und vor allem auch 
tatsächlich auf alle Formen von Einkommen Anwendung fi nden. 
Diese Ansprüche sind auch in den in der fi nanzwissenschaftlichen 
Literatur immer wiederkehrenden (...) ethisch-sozialpolitischen 
Prinzipien der Allgemeinheit, Gleichmäßigkeit und Verhältnismä-
ßigkeit zur Formulierung von allgemeinen Leitlinien der Besteue-
rung enthalten. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beschreibt 
das allseits anerkannte und (bisher) unwidersprochen akzeptierte 
Prinzip der Leistungsfähigkeit, wonach die Steuerlast je nach den 
individuellen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeiten der jeweiligen 
Wirtschaftssubjekte verteilt werden sollte.“41  
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Dem ist inhaltlich nichts hinzuzufügen. Doch solange Falsch-
meldungen getrommelt werden, wie „Die Partei X oder S steu-
ert Ihre Sparbücher weg“ oder „Die Krise ist die schlechteste 
Zeit, über Steuererhöhungen zu reden“, bleibt eine Wiederein-
führung einer allgemeinen Vermögensbesteuerung – bloß für 
Superreiche – vorerst noch ein politisches Harakiri (bis ver-
sucht wird, die nun erhöhte Staatsverschuldung über bruta-
le Ausgabeneinsparungen abzubauen). Bei der Abschaffung 
der allgemeinen Vermögensbesteuerung wurde argumentiert, 
sie solle nicht „auf die Substanz der Unternehmen gehen“.42 
Doch erstens geht jede Vermögenssteuer auf das Eigenkapital 
(das kann doch kein Killerargument sein), und zweitens können 
auch hier Regelungen gefunden werden, die das unmittelba-
re Produktivvermögen und Unternehmen in kritischen Phasen 
bei schweren Verlusten schonen. Generell soll Vermögenssteu-
er nur jene belasten, für deren Nettovermögen der Steuersatz 
(bei der Abschaffung 1993: 1 %) wegen Reichtums nahezu un-
merklich wirkt. Warum sollten gerade die am meisten Vermö-
genden am wenigsten zur Finanzierung der gesellschaftlichen 
Angelegenheiten beitragen (das gilt freilich auch für Länder, die 
Steueroasen sind)? Vermögensbesteuerung sei leistungs- und so-
mit wachstumsfeindlich, das ist in den Daten nicht nachzuvollzie-
hen und steht dem Trend der verstärkten Vermögensbesteuerung 
in den zehn wirtschaftlich potentesten OECD-Staaten entgegen.43  

Unter den gegenwärtigen politischen Bedingungen sind Steuern 
zur stärkeren Gleichbehandlung der Produktionsfaktoren, auf den 
Vermögenszuwachs und den Vermögenstransfer vorzuschlagen: 
Anpassung der Stiftungsbesteuerung an die Bestimmungen für 
Kapitalgesellschaften, bei Gewinnrealisierung eine Vermögens-
zuwachssteuer auf Wertpapiere, Devisen und Realvermögen, bei 
Verschiebungen von Finanzvermögen eine Finanztransaktions-
steuer. Ergänzend dazu ist Spekulation mit sensiblen Gütern wie 
Nahrungsmitteln (-rohstoffen), Energieträgern und Wasser zumin-
dest klar zu regeln und streng zu kontrollieren. Bei allen Vorschlä-
gen sind jeweils ökonomisch und sozial sinnvolle Ausnahmen 
vorzusehen (Details würden den Rahmen dieser Überblicksar-
beit sprengen).44 Managemententgelte sollten nur bis zu einer be-
stimmten Obergrenze steuerlich als Betriebsausgaben geltend 
gemacht werden können. Vor allem aber sind Steueroasen unter 
effektiven politischen Druck zu setzen und EU-Mindeststeuersät-
ze zu defi nieren.45  

Die Weltwirtschaftskrise und ihr politischer Auftrag – Rainer Bartel

vorerst noch 
politisches 

Harakiri

mit Augenmaß 
nach Vorbildern

Forderungen



WISO 32 Jg. (2009), Nr. 3  29

2.7 Stabilisierung sinnvoll auslegen und konsequent 
      umsetzen

„Wir werden entschlossen handeln, um die amerikanische Wirt-
schaft aus der Krise zu bringen und unsere regulatorische Struktur 
zu reformieren, und diese Maßnahmen werden durch komplemen-
täre Schritte im Ausland gestärkt. Zunächst müssen wir schnell 
handeln, um das Wachstum zu stimulieren.“46 Es steht allerdings 
zu befürchten, dass die Stabilisierungsmaßnahmen monetärer 
und budgetärer Art zu zögerlich und zu zaghaft in Angriff genom-
men wurden und sich dadurch der Stabilisierungsbedarf erhöht 
bzw. die Stabilisierung verteuert. Kritik am Stabilisierungsversa-
gen der EU und so manchen Nationalstaats übt etwa Markus Mar-
terbauer.47 Deshalb sollte unser Konjunkturprogramm – unter Be-
rücksichtigung der Finanzierungsengpässe der Gemeinden und 
unter Missachtung des Budgetkonsolidierungsdrucks seitens der 
EU-Kommission – noch wesentlich erweitert werden: und zwar als 
ein Akt wohl verstandener Sparsamkeit. WIFO-Chef Aiginger hält 
bis 2010 weiterhin gezielte Konjunkturpakete für nötig (freilich be-
ruhend auf einem optimistisch vom WIFO prognostizierten leich-
ten Wachstum gegen Ende 2009).48  

Allerdings sollte nicht die Wachstumsrate des laufenden realen 
Bruttoinlandsprodukts als Maßstab für die Dimensionierung der 
Konjunkturstabilisierung verwendet werden (schon erste kleine 
positive Zuwachsraten könnten fälschlich als Ende der Krise an-
gesehen werden und Krisen verstärkende Politikreaktionen provo-
zieren). Der Arbeitsmarkt wird naturgemäß wesentlich länger be-
troffen sein. Folglich ist eine bestimmte niedrige Arbeitslosenquote 
als Zielgröße der Stabilisierungspolitik zu fi xieren. Steuermaßnah-
men wie die oben vorgeschlagenen würgen die Konjunktur nicht 
ab, sondern helfen gebührlich, ihre Belebung zu fi nanzieren. 

2.8 Sicherheit Einzelner vor Unbill ihres ökonomischen   
      Schicksals

In einer Leistungsgesellschaft ist Arbeitslosigkeit meist eine Demü-
tigung, bescheinigt sie doch pauschal persönliche Unzulänglich-
keit und Versagen. Das bringt neben der materiellen Problematik 
(und in der Konsumgesellschaft durch sie verstärkt) gesellschaft-
liche Isolation mit sich. Doch die Menschenwürde und Akzeptanz 
Arbeitsloser muss gewahrt werden. Dann ist Solidarität – soziale 
Sicherheit und Integration – eine Konsequenz daraus.49 Seit mehr 
als zehn Jahren sehen selbst US-Ökonomen die sich polarisie-
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rende Einkommens- und Vermögensverteilung als Problempo-
tenzial. Sie fürchteten um die strikte Fortsetzung des liberalisier-
ten Systems und um die erzielte Globalisierung der Finanz- und 
Gütermärkte. Diese Befürchtung ist – nach langer Verdrängung 
– nun eine konkrete Herausforderung geworden. Das lässt so-
gar manchen Wirtschaftsliberalen für vermehrte soziale Absiche-
rung plädieren.50 In einer Gesellschaft mit hohen Fixausgaben für 
Wohnen, Mobilität, Versicherungen etc. wirkt sich auch eine rela-
tiv geringe Abnahme des verfügbaren Einkommens v. a. in Haus-
halten von AlleinverdienerInnen mit Kindern und von prekär Be-
schäftigten stark nutzenschmälernd und armutsgefährdend aus 
(Neue Armut). Diese Problematik stellt sich auch bei Kurzarbeit, 
Umkündigungen und ohnehin schon prekären Beschäftigungsver-
hältnissen, wie Leih- und Teilzeitarbeit, sowie bei langen und teu-
ren Pendelfahrten zu schlecht bezahlten Arbeitsstellen. Sogar die 
Reduktion des Konsumniveaus ist sehr kostenträchtig (Nachteile 
aus Vertragskündigung, Immobilität und Mobilitätserfordernissen). 

Flexibilität soll ihre Grenzen spätestens dort haben, wo lange und 
verlängerte Lebensarbeitszeit zu altersbedingter Dauerarbeitslo-
sigkeit und Armut führt, dort, wo Flexibilität kränkt, krank macht 
und letztlich auch der Wirtschaft schadet. Das gilt insbesondere, 
weil auf den liberalisierten europäischen Arbeitsmärkten die Un-
zufriedenheit markant ist und andererseits Jobsicherungsregulie-
rungen ihre positive Wirkung auf das Soziale und (im Weg bes-
serer Personalaufnahmeentscheidungen) auf die Produktivität 
ausüben.51  

Längst hat sich aus zahlreichen Studien ergeben, dass die Mehr-
heit der Wählerschaft (der „Medianwähler“), die zugleich nicht den 
hohen Einkommen zugehörig ist, nicht aus egoistischer Perspek-
tive die Einkommen extrem umverteilt.52 Insofern kann nicht von 
einer Mehrheitsdiktatur des Sozialen gesprochen werden (im Ge-
genteil, die neoliberale Denkweise entscheidet merklich mit). Eine 
menschenwürdige Absicherung ist zudem ein Mittel gegen Frem-
den- und Demokratiefeindlichkeit.53  

Aus diesen Blickwinkeln ist eine Imagekampagne für Arbeitslose 
zu verlangen, des Weiteren eine Erhöhung der Einkommenser-
satzquote von 55 auf mindestens 75 %, eine lückenlos zuverläs-
sige, an einem zumutbaren Bedarf orientierte Mindestsicherung, 
zumutbare Zumutbarkeitsbestimmungen für die Annahme von Ar-
beit als Anspruchsvoraussetzung für Arbeitslosengeld, ein leis-
tungsfähiger und leistbarer öffentlicher Verkehr und notfalls ein 
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subventionierter Individualverkehr.54 Sozialleistungen und Staats-
konsum (Leistungen und Einkommen öffentlich Bediensteter) sind 
weder als Verschwendung noch als Einsparungspotenzial Num-
mer eins für Budgetkonsolidierungen zu sehen (denken wir zudem 
an die Fairness der Steuerstruktur). 

2.9 Geldpolitik neu orientieren und organisieren

Selbst auf der übernationalstaatlichen Ebene der EU lässt sich 
die Euroland-Geldpolitik der Europäischen Zentralbank (EZB) 
demokratisieren. Zunächst einmal kann sie – ohne große Refor-
men rundherum – den Entscheidungen des Europäischen Rats 
untergeordnet werden. Längerfristig kann und soll das Europäi-
sche Parlament das Sagen haben. „Die europäischen Zentral-
banker unterschätzen, wie sehr die Krise Europa beeinträchtigen 
wird“, meint der als unkonventioneller Denker und früher Warner 
bekannte New Yorker Professor Nouriel Roubini.55 Das ist mei-
nes Erachtens kein bloßes Prognoseproblem, sondern v. a. ein 
Problem der Personalauswahl, die meistens zu Gunsten der „Fal-
ken“ (Hardliner) und zu Ungunsten der „Tauben“ unter den Kan-
didatInnen für eine Zentralbank-Präsidentschaft ausfällt. Stramm 
monetaristische/neoliberale Persönlichkeiten leiten die Geldpolitik 
eines riesigen Wirtschaftsraums zwar im Rahmen der allgemein 
gehaltenen Gesetze, aber innerhalb dieser weiten Grenzen doch 
autonom. Das kann als ein Beispiel der „Privatisierung der Wirt-
schaftsablaufspolitik“ gelten: mit durchaus prognostizierbarem po-
litischem Ergebnis. „Die EZB sorgt sich wie in der Vergangenheit 
zu sehr um die Infl ation allein.“56  

Geldpolitik soll generell an der Wachstums- und Beschäftigungssi-
tuation ausgerichtet werden. Dazu muss die Liquiditätsversorgung 
der produzierenden Wirtschaft für ihre Umsätze im Vordergrund 
stehen. Infl ationsvermeidung sei hingegen den SozialpartnerIn-
nen und Wirtschaftsministerien überantwortet.57 Erst am 24. Juni 
2009 rang sich die EZB dazu durch, mit einem neuen Instrument 
massiv und weit längerfristiger als bislang üblich unbegrenzte 
Liquidität zur Verfügung zu stellen (das will schon bzw. endlich 
etwas heißen). Die US-Zentralbank „Fed“ verfolgt trotz erwarte-
ter Konjunkturverbesserung weiterhin ihre expansive Geldpolitik. 
Bundesfi nanzminister Peer Steinbrück warnt hingegen vor zu viel 
Expansivität und drohender Infl ation.58  

Flankierend zu einer neu orientierten Geldpolitik müssen interna-
tionale Währungstransaktionen besteuert und kontrolliert werden, 
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um die geld- und budgetpolitische Wirksamkeit zu steigern.59 Lang-
fristziel ist ein neues Weltwährungssystem (in Anlehnung an den 
Keynes-Plan von 1944) ohne die Abhängigkeit von einer nationa-
len Währung (wie dem US-Dollar) als Weltwirtschaftswährung.60  

2.10 Dreifältige (statt einfältiger) Nachhaltigkeit

Selbst die EU will Nachhaltigkeit der Entwicklung durch vier Ziel-
dimensionen verfolgen: Umweltschutz, soziale Gerechtigkeit und 
sozialer Zusammenhang, wirtschaftlicher Wohlstand, internatio-
nale Verantwortung für Demokratie (zur Absicherung dieser Ziele 
und des bisher Erreichten).61 Warum wird dann Nachhaltigkeit so 
oft allein als Umwelterhaltung defi niert (und in Bezug auf natürli-
che Ressourcen noch dazu oft dem Markt überlassen)? Zu fordern 
gilt es daher eine ebenbürtige Betonung des sozialen Ausgleichs 
und Friedens, der allgemeinen Wohlfahrt und Nachfragesicherung 
sowie der Wahrung der demokratischen Grundrechte durch die 
praktische Politik. 

2.11 Bildung macht mündig und entscheidungsstark

Was nützt uns die Einführung einer expliziten politischen und öko-
nomischen Bildung, wenn darin dieselben Diskurse wie in den 
vergangenen 30 Jahren auf den Lippen geführt werden, ohne sie 
kritisch hinterfragen zu können oder zu wollen? Offenheit, Wiss-
begierde und Ausgewogenheit sind Voraussetzungen für ideale 
Forschung und Bildung. Wiederum ist hierbei auf einen heilsamen 
Impuls durch die Krise zu hoffen.62   

2.12 Die internationale Dimension

„Eine Kredit- und Vertrauenskrise ist über alle Grenzen hinweg-
gefegt, mit Folgen für jeden Winkel der Erde. Zum ersten Mal seit 
einer Generation schrumpfen die globale Wirtschaft und der Han-
del. Billionen Dollar sind verloren, Banken vergeben keine Kredite 
mehr, und Abermillionen werden überall auf der Welt ihre Arbeit 
verlieren. Der Wohlstand einer jeden Nation ist in Gefahr, so wie 
die Stabilität von Regierungen und das Überleben der Menschen 
in den verletzlichsten Teilen der Welt. (...) Eine Trennlinie zwischen 
Maßnahmen, die das Wachstum innerhalb unserer Grenzen wie-
derherstellen, und solchen, die es außerhalb stützen, gibt es nicht. 
Wenn die Menschen in anderen Ländern nicht konsumieren kön-
nen, trocknen die Märkte aus (...). (So) sind wir ökonomisch, si-
cherheitspolitisch und moralisch verpfl ichtet, jenen Ländern und 
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Menschen die Hand zu reichen, die vor den größten Risiken ste-
hen. Wenden wir uns von ihnen ab, wird das von dieser Krise ver-
ursachte Leid nur größer, und unsere eigene Erholung verzögert 
sich, weil die Märkte für unsere Produkte noch weiter schrumpfen 
und noch mehr Arbeitsplätze in Amerika verloren gehen. (...) eine 
Rückkehr zum Status quo (ist) unmöglich.“63 

„Die große Chance der Krise besteht darin, dass jetzt alle erken-
nen können: Keiner kann mehr dauerhaft Vorteil nur für sich schaf-
fen. Die Menschheit sitzt in einem Boot. Und die in einem Boot sit-
zen, sollen sich helfen. Eigennutz im 21. Jahrhundert heißt: sich 
umeinander kümmern.“64  

„Vor allem müssen PolitikerInnen begreifen, dass das Aufgeben 
der Handlungsmöglichkeiten zur Gestaltung der wirtschaftlichen 
Globalisierung ein großer Fehler und Teil der Ursache war, war-
um die Krise überhaupt erst passieren konnte. Die Politik darf die 
demokratische Kontrolle über die Weltwirtschaft nicht wieder auf-
geben, sondern muss in Zukunft auf das Setzen der Spielregeln 
bestehen. Das würde die Globalisierung demokratischer und re-
chenschaftspfl ichtiger machen, auf die Sorgen der BürgerInnen 
mehr eingehen und deren neuer Rolle als letztendliche Risikoträ-
gerInnen Rechnung tragen.“65   
Es könnte um “eine sorgfältige Balancierung von weltweit koor-
dinierter, örtlich dezentralisierter Regulierung einerseits und ei-
nes wirksamen zentralisierten Eingriffsmechanismus andererseits 
gehen“.66 Dennoch ist auch regional begrenzte Regulierung noch 
möglich und sinnvoll, denn die „Geografi e der Finanzierung“ ist 
der Globalisierung noch nicht ganz zum Opfer gefallen. Regionale 
Finanzmärkte sind nach wie vor bedeutend für die Finanzierung 
kleiner und mittlerer Unternehmen, auch relativ selbstständiger 
Konzernunternehmen vor Ort und für die regionale Entwicklung 
insgesamt.67 Bloß auf die internationale Politik zu warten, genügt 
also nicht. 

3. Einsichten (statt Aussichten) 

„Es gibt im Leben Augenblicke, da die Frage, ob man anders den-
ken kann, als man denkt, und anders wahrnehmen kann, als man 
sieht, zum Weiterdenken oder Weiterschauen unentbehrlich ist.“68  
„Freiheit ist ein Gut, das stark macht. Aber es darf nicht zum Recht 
des Stärkeren werden. Denn das ist der Haken an der Freiheit: Sie 
kann in denjenigen, die durch sie satt und stark geworden sind, 
den Keim der Selbstüberhebung legen. Und die Vorstellung, Frei-
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heit sei auch ohne Verantwortung zu haben. Freiheit ist kein Vor-
recht, die besten Plätze für sich selbst zu reservieren. Wir wollen 
lernen, Freiheit nicht nur für uns zu nehmen, sondern sie auch an-
deren zu ermöglichen. Die Glaubwürdigkeit der Freiheit ist mess-
bar: in unserer Fähigkeit, Chancen zu teilen.“69  
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